
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 28.05.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 043/611-1/2025/32 

Vorlage: 043/2026/0043 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauwesen und 
Stadtsanierung Nierstein 

07.07.2026 8 Öff.    

Stadtrat Nierstein 03.09.2026 5 Öff.    

 
    

 
Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Neue Schmiedgasse; Flur 1, Flurstück 132 
Fristende:16.06.2026.2025 
Neubau eines Mehrfamilienhauses mit 7 Wohnungen 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat erteilt zum vorliegenden Bauantrag einschließlich der notwendigen Befreiungen 
von bauordnungsrechtlicher Festsetzungen das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Darüber 
hinaus wird das Einverständnis gemäß § 144 /145 erteilt. 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag  
    
    

(Rech)  (Livingston)  
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Neubau eines Mehrfamilienhauses mit 7 Wohnungen 
 
• planungsrechtliche Zulässigkeit 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und zu-
gleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde.  Im unbeplanten Innenbereich ist ein Vor-
haben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt 
und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
• Gestaltungssatzung/Stellungnahmen Büro Deubert  
Das Vorhaben befindet sich darüber hinaus im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der 
Stadt Nierstein sowie im förmlich festgesetzten Sanierungsgebiet.  
Zum Bauantrag wurde daher beim betreuenden Planungsbüro Deubert eine Stellungnahme 
nach § 144 BauGB sowie zu den Regelungen der Gestaltungssatzung eingeholt.  
 
Zur Verwirklichung des Vorhabens wurden mit dem Bauantrag insgesamt 3 Anträge für Ab-
weichungen von den Festsetzungen der Gestaltungssatzung gestellt, die seitens des Büro Deu-
bert wird folgt bewertet werden: 
 

o Abweichung von den Regelungen zur Dachneigung 
Die erste Abweichung betrifft die geplante Dachneigung von 37° anstelle der seitens der Ge-
staltungssatzung geforderten Mindestdachneigung von 40°. Gemäß der Einschätzung des 
Büro Deubert wird dieses geringfügige Unterschreitung der Dachneigung als vertretbar ange-
sehen, da weiterhin ein ortstypisches Satteldach entsteht und die Maßstäblichkeit der umge-
benden historischen Bebauung gewahrt bleibt. 
 

o Zulässigkeit von Dachflächenfenstern  
Gemäß den Festsetzungen der Gestaltungssatzung sind auf den dem öffentlichen Straßen-
raum zugewandten Seiten keine Dachflächenfenster zulässig.  
Nach Aussage des Bauherrn sind die Dachflächenfenster zur Belichtung der Dachgeschoss-
wohnungen notwendig. Die Dachflächenfenster sind sowohl von der Neuen Schmiedgasse als 
auch von der Schmiedgasse und Bachgasse aus zu sehen. 
Gemäß der Einschätzung des Büro Deubert können die straßenseitigen Dachflächenfenster 
zugelassen werden, da ihre Anzahl und Anordnung als moderat bewertet wird und daher keine 
Beeinträchtigung der Straßen- und Ortsbildes zu erwarten ist. Auch die Notwendigkeit zur Be-
lichtung und Belüftung der Dachgeschosswohnungen wird anerkannt. 
 

o Abweichung von der zulässigen Farbe der Dacheindeckung 
Um den modernen Charakter des Neubaus zu unterstützen war zunächst eine anthrazitfar-
bene, matte Ziegeleindeckung geplant. Dieser Punkt der Planung wurde zwischenzeitlich 
überarbeitet. Aktuell ist ein rotes Ziegeldach vorgesehen. 
Eine Abweichung von den Festsetzungen zur Dachfarbe ist daher nicht mehr erforderlich. 
 

- Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
- Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
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- Anzahl der notwendigen Stellplätze wird teilweise auf dem Anwesen Neue Schmied-
gasse 2 und teilweise im Abstand von ca. 200 m auf dem Anwesen Oberdorfstraße 48 
– 52 nachgewiesen. 

 
• Ersetzen des Einvernehmens 
Der Bauausschuss Nierstein hat in seiner Sitzung am 25.11.2025 das erforderliche Einverneh-
men versagt. 
 
Die zuständige Baugenehmigungsbehörde teilt der Stadt Nierstein nunmehr mit Schreiben 
vom 13.05.2026, eingegangen bei der Verbandsgemeinde am 26.05.2026 schriftlich mit, das 
fehlende gemeindliche Einvernehmen der Gemeinde ersetzen zu wollen, um im Anschluss die 
Baugenehmigung zu erteilen.  
Als Begründung führt die Bauaufsichtsbehörde voran, dass keine Rechtfertigungsgründe zum 
Versagen des gemeindlichen Einvernehmens vorliegen. Das Wohnhaus wird grenzständig an 
bereits bestehender Grenzbebauung errichtet und bewegt sich nach Einschätzung der Kreis-
verwaltung innerhalb des durch die Umgebungsbebauung vorgegebenen Rahmens des zuläs-
sigen überbaubaren Grundstücksbereichs. Das Bauvorhaben fügt sich damit im Sinne des § 34 
BauGB in die Umgebungsbebauung ein. 
Da damit für die Kreisverwaltung keine bauplanungsrechtlich relevanten Gründe ersichtlich 
sind, die ein Versagen des gemeindlichen Einvernehmens rechtfertigen, wurde das Einverneh-
men der Stadt Nierstein in rechtswidriger Weise versagt.  
Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB i.V.m. § 71 Abs. 1 und 3 LBauO soll die Bauaufsichtsbehörde 
ein rechtswidrig versagtes Einvernehmen der Gemeinde ersetzen. Dazu gibt sie der Stadt Nier-
stein die Gelegenheit, innerhalb von 3 Wochen nach Eingang des Schreibens vom 13.05.2026 
über das Einvernehmen erneut zu beraten.  
Aufgrund der notwendegien Vorlaufzeiten und der gegebenen Sitzungstermine war es nicht 
möglich innerhalb dieser Frist eine Entscheidung des Bauausschusses zu erlagen. Die Kreisver-
waltung wurde daher mit Mail von 28.05.2026 um Fristverlängerung bis nach der nächsten 
Sitzung des Bauausschusses am 07.07.2026 gebeten.  
 
 
 
  
 
 


